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JAHRESBERICHT DES VORSTANDES DER LAG H BREMEN


JUNI 2002 – JUNI 2003

I.
Aufgabenfelder und Gremienbesetzung

Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen e.V. (LAGH) haben sich aktuell 33 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGH gehört die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGH in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· in der Deputation für Soziales beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuß für behinderte Menschen bei dem Integrationsamt,

· im Widerspruchsausschuß bei dem Integrationsamt,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Landespflegeausschuß,

· bei der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände in der Arbeitsgruppe “Kostensatzangelegenheiten nach SGB XI und BSHG”,

· im Ausschuß "Beteiligung der Behinderten" der staatlichen Deputation für Bau,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· beim Runden Tisch Behindertenpolitik Bremen.

Im Berichtszeitraum neu hinzugekommene Beteiligung:

· im Deputationsausschuß zur Begleitung und Erarbeitung eines bremischen Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen

II.
Der Vorstand der LAGH Bremen

Im September 2002 wurde auf der Mitgliederversammlung der LAGH Bremen turnusgemäß ein neuer Vorstand gewählt. Zuvor hatten die Vertreter der anwesenden Mitgliedsverbände den noch amtierende Vorstand einstimmig entlastet. 

Die dann neu- bzw. wiedergewählten Vorstandsmitglieder kamen auf ihrer ersten Vorstandssitzung im November 2002 überein, jeweils für folgende Arbeitsschwerpunkte zuständig zu sein:

Matthias Weinert

(1. Vorsitzender)
Gesetzgebung, Beratender Ausschuß beim Integrationsamt



Dieter Stegmann

(2. Vorsitzender)

Bauen, Wohnen, ÖPNV

Andreas Hoops

(Rechnungsführer)
Finanzen, Arbeitsassistenz, berufliche Betreuung geistig behinderter Menschen


Patrick George

(Beisitzer)
Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung Gehörloser


Jürgen Karbe

(Beisitzer)

Blinde- und Sehbehinderte

H.-W. Meyenschein

(Beisitzer)

Forum Barrierefreies Bremen, Hilfsmittelberatung für Mobilitätsbeeinträchtigte

Lydia Stegmann

(Beisitzerin)
Frauen und Behinderung

Bei Bedarf nehmen Sie bitte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGH auf.

Aus dem Vorstand ausgeschieden sind im Jahr 2002:

· Edith Ahlf (12 Jahre im Vorstand), 

· Heinz Niemeyer (18 Jahre im Vorstand) und 

· Susanne Rühmann (7 Jahre im Vorstand).

Der Vorstand und die Mitarbeiter der LAGH danken den ehemaligen Vorstandsmitgliedern herzlich für ihre beständige, erfolgreiche und stets konstruktive Mitarbeit.

III.
Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGH

Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit. Die LAGH beschäftigt einen hauptamtlichen Leiter der Geschäftsstelle (H.-P. Keck) mit 30 Wochenstunden. Ehrenamtliche Tätigkeiten werden von den Vorstandsmitgliedern durch unentgeltliche Teilnahme an Veranstaltungen, Arbeitskreisen, Gremien- und Vorstandssitzungen erbracht.

Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGH Bremen - umfaßte persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen traditionell folgende Themenbereiche: Nachteilsausgleiche, Behinderung und Schwerbehindertenausweis, Leistungsansprüche nach BSHG und SGB XI, Selbsthilfegruppen, Wohnberatung, Mitarbeit in Verbänden und Vereinen, Arbeit und Beruf, Urlaub sowie die Vermittlung von Rechtsbetreuung. Die LAGH ist von Montag bis Donnerstag telefonisch erreichbar von 8.00 - 16.30 Uhr und Freitag von 8.00 - 13.00 Uhr. 

IV.
Verbandsarbeit und -entwicklung

Die Zahl der Mitgliedsverbände hat sich im Berichtszeitraum als stabil erwiesen.

Weniger erfreulich erwiesen sich die Probleme mit dem Provider der Domain der LAGH Bremen. Die Homepage der LAGH kann aufgrund dieser Probleme seit Dezember 2002 nicht mehr im Internet unter der alten Adresse www.lagh-bremen.de aufgerufen werden. Bis zu einer endgültigen Lösung finden Sie unsere Seite unter www.lebenshilfe-bremen.de/lagh.

Trotz der massiven Kürzung der Fördermittel für die LAGH Bremen durch den Senator für Soziales (vgl. Gliederungspunkt V.) hat sich die LAGH um die Aufrechterhaltung ihrer Informations- und Beratungsleistungen bemüht. Über die Angebote im Beratungsbereich wurde bereits unter Punkt III dieses Berichts informiert. Die LAGH erbringt zudem themenübergreifende Informations- und Beratungsleistungen für Menschen mit chronischer Erkrankung und Behinderung im Rahmen entsprechender Publikationen mit sozial- und gesundheitspolitischen Inhalt. Informationsdistribution erfolgt zum einen durch regelmäßig publizierte bzw. verteilte Schriften (Selbsthilfe/ Jahresspiegel/ Jahresbericht des Vorstands/ Protokolle des AK Protest/ Einladungen zu den diversen Arbeitskreisen der LAGH, Material für die Protesttage, Dokumentationen der Protesttage). Zum anderen werden sozial- und behindertenpolitische Informationen weitergeleitet durch die Versendung und Bereitstellung von relevanten und nicht periodisch erscheinenden Schriften (Gesetzestexte, Veranstaltungshinweise, Dokumentationen u.s.w.).

Auch in 2002/2003 bildete der vierteljährlich erscheinende Informationsdienst der LAGH einen wichtigen Bestandteil des Informationsaustausches mit den Mitgliedsverbänden und anderen Interessierten. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, Veranstaltungen und Publikationen bekannt gegeben, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Recht und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen veröffentlicht. 

V.
Finanzen

Bereits im letzten Jahresbericht hatten wir auf die Diskrepanz zwischen den Versprechungen der Sozialsenatorin aus dem Jahr 1998 und dem tatsächlichen Förderverhalten des Kostenträgers im Jahre 2002 bzw. 2003 aufmerksam gemacht. Zur Erinnerung: Im Jahr 1998 - als ein Ergebnis des 6. Bremer Protesttages - wurde zwischen dem Senator für Soziales und der LAGH folgende Vereinbarung getroffen: Im Anschluß an eine Anschubfinanzierung durch die Aktion Mensch, sollte das Sozialressort die LAGH dauerhaft ab dem Jahr 2003 mit einer Summe von DM 75.000,-- p.a. fördern. Erklärtes Ziel des Kostenträgers hierbei: Stärkung der Selbstorganisations- und Koordinierungskraft der Behindertenselbsthilfe. Noch im Mai 1999 erklärte die damalige Sozialsenatorin Christine Wischer im Behindertenpalament: "Bei der LAG konnte eine Koordinierungsstelle für Behinderte zunächst mit Mitteln der Aktion Sorgenkind für 2 Jahre geschaffen werden. Danach werden wir mit Haushaltsmitteln aus dem Bereich Soziales die Stelle - sukzessive steigend - dauerhaft weiter finanzieren." (vgl. Dokumentation des 7. Bremer Protesttages gegen Diskriminierung behinderter Menschen am 6. Mai 1999, S. 99

Die LAGH Bremen hatte ihren Teil der Vereinbarung mit dem Sozialressort eingehalten und die geforderten Finanzmittel erbracht. Zwischenzeitlich wurde von Seiten der Sozialverwaltung jedoch verkündet, die ursprüngliche Vereinbarung ändern zu wollen. So sei beabsichtigt, die o.g. Fördersumme für die LAGH ab 01.01.2003 auf 19.429,09 Euro (DM 38.000,--) p.a. zu reduzieren. Hiergegen hat die LAGH in den entsprechenden Deputationssitzungen protestiert, mit verantwortlichen Sozialpolitikern zahlreiche Gespräche geführt und sich an die Bürgermeister Scherf und Perschau gewandt.

Inzwischen wurde die LAGH hinsichtlich der Fördermittel für das Jahr 2003 von der Sozialdeputation beschieden. Die LAGH erhält nun lediglich ca. zwei Drittel der ursprünglich zugesagten Fördersumme: Euro 25.679,--. Auch wurde die Fördersumme nicht in den Haushalt eingestellt, sondern aus Wettmitteln entnommen. 

Abgesehen von einer traditionell vorsichtigen Finanzplanung hat sich die LAGH im Berichtszeitraum weiter um die Kompensation wegfallender Haushaltsmittel bemüht. So wurde erneut mit den Bremer Krankenkassen über Fördermöglichkeiten für die LAGH im Rahmen des §20 Abs. 4 SGB V verhandelt. Nachdem für das Rechnungsjahr 2002 eine einmalige Förderung durch die Krankenkassen in Höhe von Euro 3000,-- erwirkt werden konnte, deuten sich aktuell Probleme an, da die Krankenkassen zahlreicher Länder - so auch in Bremen - die LAG'en der Länder als nicht förderwürdig betrachten. Hintergrund ist eine Sichtweise der Kassen, die den Selbsthilfecharakter der LAG'en anzweifelt.

Nach wie vor kann die LAGH Bremen aufgrund der angespannten Haushaltslage keinen Vertreter zu den zweimal jährlich stattfindenden Treffen des Ständigen Ausschusses der Landesarbeitsgemeinschaften (STAU) unter dem Dach der Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte (BAGH) entsenden. Nach dem Wegfall der Fördermittel der BAGH hat der Vorstand bereits im Februar 2002 aus Kostengründen die Beteiligung an diesem Gremium ausgesetzt. Die STAU-Treffen fanden im Herbst 2002 in Rheinsberg (29.09.-01.10.) und im Frühjahr 2003 in Münster (09.03.-11.03.) statt. 

Die bis 2000 geflossenen Zuwendungen der BAGH an die LAGH Bremen zur Unterhaltung der Geschäftsstelle entfallen zukünftig, da die BAGH sich vor dem Hintergrund der eigenen schlechten Haushaltslage nicht mehr in der Lage sieht, entsprechende Mittel an die LAG'en der Länder fließen zu lassen. Diese Situation der BAGH wurde laut jüngster Auskunft vom April 2003 durch den stellvertretenden Geschäftsführers, Wolfgang Tigges, noch einmal schriftlich bestätigt.

VI.
Arbeitskreis Bremer Protest gegen diskriminierung und für gleichstellung behinderter menschen

Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Organisatorisch verantwortlich für den Arbeitskreis zeichnen LAGH und SelbstBestimmt Leben.

Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGH Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung behinderter Menschen". 

Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung des 10. Bremer Protesttages 

· Vorbereitung der Fortsetzungsveranstaltung am 18.10.2002 (Sondersitzung des Behindertenparlaments, vgl. Gliederungspunkt VIII)

· Bildung einer Unterarbeitsgruppe zum Thema: "Mein Recht auf unbehinderte Verständigung"

· Beschäftigung mit der Lebenssituation von Heimbewohnern (Gastreferat einer Vertreterin des "Runden Tisches Behindertenpolitik")

· Erläuterung des sogenannten "Metzlerverfahrens" durch Frau Gotthard von der Lebenshilfe Bremen e.V.

· Vorbereitung des 11. Bremer Protesttages

· Beteiligung an den Verhandlungen über ein Landesgleichstellungsgesetz (vgl. Gliederungspunkt XII)

Jeder, der künftig in dem Arbeitskreis mitarbeiten möchte, kann sich bei der LAGH Geschäftsstelle melden, damit er zu den Treffen eingeladen wird.

VII.
FORUM BARRIEREFREIES BREMEN

Das Forum ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen, Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigen. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen - ähnlich wie der Arbeitskreis Bremer Protest - arbeitsteilig von der LAGH und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Auch hier können Interessierte sich für eine Mitarbeit bei der Geschäftsstelle der LAGH Bremen melden.

Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein. 

Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· regelmäßige Gespräche mit Vertretern der BSAG über einen barrierefreien ÖPNV

· Erarbeitung von Verhaltensregeln gegenüber behinderten Menschen für Fahrerschulungen der BSAG

· Gespräche mit Vertretern des ZVBN/ Stellungnahmen (Beratungen zum Nahverkehrsplan, Haltestellenkonzept, Qualitätskonzept Fahrzeuge)

· Beratungen über einen neuen Bremer Stadtführer für behinderte Menschen (vgl. Gliederungspunkt XI)

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. -träger (z.B. für das Bremer Theater, Kunsthalle, Rathaus, Space-Park und das Überseemuseum)

VIII.
Sonderstizung des Behindertenparlaments am 18.10.2003

Mitte Oktober 2002 trat das Bremer Behindertenparlament erstmals seit seiner Gründung im Jahre 1993 zu einer Sondersitzung zusammen. Normalerweise tagt das Parlament nur einmal pro Jahr im Rahmen des Bremer Protesttages gegen Diskriminierung behinderter Menschen. Notwendig wurde die Sondersitzung aus zwei Gründen: Einerseits konnte die Tagesordnung der Maisitzung nicht abgearbeitet werden (vgl. Jahresbericht der LAGH Juni 2001-Juni2002). Andererseits wird in Bremen seit Juni 2002 an einem Landesgleichstellungsgesetz unter Beteiligung der Behindertenverbände gearbeitet (vgl. Gliederungspunkt XII). Sehr schnell entbrannte im Zuge der Verhandlungsgespräche unter anderem ein Streit über die Forderung der Behindertenvertretungen nach einem weisungsunabhängigen hauptamtlichen Behindertenbeauftragten. Die politischen Vertreter der Regierungsparteien von SPD und CDU lehnten einen solchen Beauftragten kategorisch ab. So organisierten die Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen e.V. und SelbstBestimmt Leben Bremen eine Sondersitzung des Bremer Behindertenparlaments, um das Problem in die Öffentlichkeit zu tragen und für die Forderung nach einem Behindertenbeauftragten eine breite Zustimmung unter den behinderten Menschen des Landes zu erlangen. Außerdem luden LAGH und SL als prominenten Sachverständigen den Behindertenbeauftragten des Landes Berlin, Martin Marquard, ein. Er sollte über seine Erfahrungen seit 1999 mit dem Berliner Gleichstellungsgesetz im Rahmen einer aktuellen Stunde berichten.

Seit Juni 2002 tagen nun die Vertreter aus Politik, Verwaltung und der Verbände gemeinsam und beraten über die Inhalte eines Landesgleichstellungsgesetzes. Insgesamt zähe Verhandlungen, deren zügiges Voranschreiten nicht nur an inhaltlichen Differenzen scheiterte, sondern auch an der Schwerfälligkeit einiger Teile der Verwaltung.

So zogen im Vorfeld der Sondersitzung des Behindertenparlaments die Vertreter der Behindertenverbände eine erste kritische Bilanz über den Stand der Arbeiten. Zwar betonten dabei Hißner, Steinbrück und Stegmann, daß es grundsätzlich bisher eine gute Zusammenarbeit gegeben habe, doch kristallisierten sich erste große Streitpunkte heraus. Als Beispiel nannte Steinbrück den sogenannten Finanzierungsvorbehalt. Politik und Verwaltung wollen ihn in das Gesetz aufnehmen. In der Realität würde das bedeuten, daß beispielsweise Barrierefreiheit bei öffentlichen Gebäuden nur dann hergestellt werden müsse, wenn dafür auch Geld vorhanden sei. Steinbrück: "Mit diesem Vorbehalt wäre das Gesetz nicht das Papier wert, auf dem es steht." Dieter Stegmann von der LAGH Bremen machte auf einen zweiten "Juckepunkt" aufmerksam, die Einrichtung eines hauptamtlichen Behindertenbeauftragten. Ein solcher sei dringend notwendig, um die Belange behinderter Menschen gegenüber Politik und Verwaltung nachhaltig und konsequent zu vertreten. Außerdem wirke ein neues Landesgleichstellungsgesetz nicht aus sich selbst heraus, sondern brauche gleichsam einen Umsetzungs-Wächter.

Im Behindertenparlament im Plenarsaal der Bremischen Bürgerschaft machten dann am 18.10.2002 Stegmann und Steinbrück oben genannte Positionen noch einmal deutlich. Anwesend auch: die Sozialsenatorin Karin Röpke und sozialpolitische Vertreter der Bremer Bürgerschaftsfraktionen, die im weiteren Verlauf der Sitzung den Ausführungen des Berliner Landesbehindertenbeauftragten Martin Marquard folgten. Marquard betonte, daß er als Landesbehindertenbeauftragter den gesetzlichen Auftrag habe, Diskriminierungen aufzuspüren, anzuzeigen, öffentlich zu beanstanden und auf Abhilfe zu drängen. Ein wichtiges Instrument sei dabei das Berichtswesen. Wenn beispielsweise ein Diskriminierungsvorwurf nicht ausgeräumt werden kann, bestehe für Marquard die Möglichkeit, die Diskriminierung in einen jährlich zu erstellenden Bericht des Senats an das Abgeordnetenhaus festzuhalten und öffentlich zu machen. Mit einer eigenständigen Öffentlichkeitsarbeit könne er zudem Probleme zur Diskussion stellen und Klärungsprozesse vorantreiben. So habe seine Funktion und die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten dazu beigetragen, daß zum Beispiel keine Drehkreuze an den Zugängen zu den Berliner U-Bahn-Stationen installiert wurden oder daß der Wegfall von attraktiven Rollstuhlfahrerplätzen im Olympiastadion zurückgenommen werden mußte. Nur einige der zahlreichen Beispiele, die Marquard während der aktuellen Stunde im Behindertenparlament anführte.

Im Anschluß an den Bericht debattierten die Behindertenparlamentarier unter der Überschrift "Das gehört ins Bremische Gleichstellungsgesetz" verschiedene Beschlußvorschläge. Dazu gehörte selbstverständlich die Forderung nach einem Behindertenbeauftragten oder der Anspruch, Barrierefreiheit im Baubereich und beim Personennahverkehr gesetzlich festzuschrauben. Alle Beschlußvorschläge der Fraktionen behinderter Menschen wurden mehrheitlich verabschiedet.

Die LAGH bietet Interessierten an, ihnen Materialien und weitere Informationen über den jeweils aktuellen Sachstand "Erarbeitung eines Landes​gleichstellungsgesetzes" zukommen zu lassen. Über die Geschäftsstelle der LAGH kann in Kopie die verschriftlichte Wiedergabe aller Redebeiträge von der Sondersitzung des Behindertenparlaments - auch die von Herrn Marquard - bezogen werden.

IX.
Dokumentation vom “10. Bremer Protesttag 2002”

Am 7. Mai 2002 fand der 10. Bremer Protesttag gegen Diskriminierung behinderter Menschen statt. Dieser Jubiläumsprotesttag stand unter dem Motto: "Für das Recht auf unbehinderte Verständigung" (vgl. Jahresbericht der LAGH Juni 2001-Juni 2002). Erstmals gab es in 2002 auch eine Sondersitzung des Behinder​tenparlaments (vgl. Gliederungspunkt VIII). Das Schwerpunktthema im vergangenen Herbst: "Für ein fortschrittliches Gleichstellungsgesetz in Bremen und Bremerhaven".

Ein zusammenfassender Bericht über beide Veranstaltungen erschien in der letzten Ausgabe der Zeitschrift Selbsthilfe (4/2002) und dem Informationsdienst 4/02 der LAGH Bremen. 

Inzwischen wurde auch die Dokumentation zum 10. Bremer Protesttag fertiggestellt. Sie enthält zahlreiche Fotos von allen Veranstaltungsteilen und den inhaltlichen Verlauf der Reden aus dem Behin​dertenparlament vom 7. Mai und 18. Oktober 2002. Weiterhin beinhaltet die Broschüre einen umfangreichen Pressespiegel, zahlreiche Informationsmaterialien zum Thema "Unbehinderte Verständigung" und die Beschlußvorschläge aus den jeweiligen Sitzungen des Behindertenparlaments.

Zu beziehen ist die Dokumentation gegen Zahlung von Euro 3,50 zzgl. Porto bei der Geschäftsstelle der LAGH Bremen, Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen.

X.
Arbeitskreis behinderung und Sexualität

Einige Menschen mit Behinderung sind in der ersten Hälfte des Jahres 2002 an die LAGH Bremen mit dem Wunsch herangetreten, einen Gesprächskreis über die Sexualität Körperbehinderter ins Leben zu rufen. Diesen Wunsch hat die LAGH Bremen gern aufgegriffen und zu einem ersten Treffen im Rahmen eines Gesprächskreises im August 2002 geladen.

Ein halbes Jahr traf sich der Gesprächskreis regelmäßig alle 14 Tage in den barrierefrei zugänglichen Räumlichkeiten des Gehörlosenfreizeitheims. Diese Treffen dauerten ca. 1,5 Stunden und konzentrieren sich jeweils auf ein zuvor festgelegtes Thema. 

Einige Themenbeispiele:

· Bedeutet eine körperliche Behinderung eine behinderte (beeinträchtigte) Sexualität?

· Wie kann man als körperlich eingeschränkte Frau/ eingeschränkter Mann seine Bedürfnisse nach Liebe, Zärtlichkeit und Sexualität verwirklichen?

· Welche Alternativen gibt es, als motorisch eingeschränkte Frau/ eingeschränkter Mann einen Partner zu finden?

· Planung eines Singletreffens, an dem Behinderte und Nichtbehinderte teilnehmen können.
Im Januar 2003 setzte sich der Arbeitskreis nach intensiver Diskussion über das vergangene halbe Jahr für eine neue inhaltliche Ausrichtung ein. Nämlich für den Aufbau eines sexuellen Dienstleistungsservices für Menschen mit Behinderung. Mit Blick auf diesen neuen Themenschwerpunkt wurde beschlossen, Informationen zum Thema zu sammeln, Möglichkeiten zu diskutieren und mit Interessierten in den Austausch zu treten. 

Im Zuge dieser Neubesinnung kam es u.a. zu folgenden Veranstaltungsinhalten:

· Vortrag: Workshops zum Thema Behinderung und Sexualität

· Behinderteneinrichtungen und Sexualität (Gespräche mit Vertretern aus Bremer Einrichtungen für behinderte Menschen)

· Gespräch mit Nitribit (Prostituiertenvertretung)

· Was sagt der Staatsanwalt zu Körperkontaktservice? Eine juristische Betrachtung.

Der Gesprächskreis ist ein geschützter Raum, in dem Diskretion und Verschwiegenheit selbstverständlich sind. Wie sich der Kreis entwickeln wird und welche Ziele er sich zukünftig setzt, hängt von den Teilnehmern ab. Die LAGH lädt herzlich dazu ein, an dieser Entwicklung teilzunehmen. Termine für kommende Sitzungen erfahren Sie über die Geschäftsstelle der LAGH.

XI.
Bremer Stadtführer für behinderte menschen - Fachtag

Ende März 2003 fand im Haus der Bremischen Bürgerschaft eine Informations- und Diskussionsveranstaltung zum Thema Neuauflage eines Bremer Stadtführers für behinderte Menschen statt.

Bremen verfügt über einen Stadtführer, der aber auf einem Sachstand von 1996 ist und damit völlig veraltet.

Bremen braucht dringend ein neues Informationssystem für behinderte Menschen, dass über folgende Eigenschaften verfügt:


es muss genau und zuverlässig sein,


es muss für die jeweiligen Zielgruppen leicht verfügbar sein,


es muss offen und auf Nachhaltigkeit konzipiert sein.

Durchgeführt wurde der Fachtag von der Arbeitsgruppe Enthinderungen - ihr gehören die Architektenkammer Bremen, die Bremische Evangelische Kirche, das Design-Zentrum Bremen, das Diakonische Werk Bremen und SelbstBestimmt Leben an - und der LAG Hilfe für Behinderte Bremen.

Bremen braucht einen neuen, einen modernen Stadtführer für behinderte Menschen. Die Arbeits​gruppe und die LAGH wollen für Bremen ein kommunales Orientierungssystem für mobilitätsbe​einträchtigte Menschen (kurz: KOMM-System) auf den Weg bringen, das neue technische Möglich​keiten wie das Internet mit gestiegenen Anforderungen an Genauigkeit, Umfang und Zuverlässigkeit der Daten verbindet.

Im Rahmen des Fachtages wurden verschiedene Stadtführerkonzepte einem ausgewählten Fachpublikum vorgestellt! Es wurden Fragen diskutiert, deren Antworten für den Aufbau eines effizienten KOMM-Systems von großer Bedeutung sind. Eine zentrale Frage lautete an die Vertreter der Behindertenselbsthilfe und der Behindertenhilfe: Welche Erwartungen stellen Sie an ein solches Projekt?

Im Ergebnis zeigte sich, daß eine Vielzahl von Anforderungen unterschiedlicher Interessengruppen zu berücksichtigen sind, um am Ende ein effizientes und für ein breites Klientel nutzbares Informationssystem auf den Weg zu bringen. Erkenntnisse, die in die weiteren Planungen einfließen, deren Umsetzung jedoch nicht zuletzt von einer soliden Finanzierung abhängig sind. Ein erster Lichtblick hier: Die Bremische Evangelische Kirche wird im Rahmen eines Modellprojektes die Erhebung ihrer Einrichtungen finanzieren. Inwieweit weitere Geldgeber sich beteiligen, läßt sich zu diesem Zeitpunkt schwer abschätzen.

XII.
Erarbeitung eines Landesgleichstellungsgesetzes

Im März 2002 beschloss die Deputation für Jugend, Soziales und Senioren die Erarbeitung eines bremischen Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen. Zuvor war ein entsprechender Bürgerschaftsbeschluß ergangen (vgl. Jahresbericht der LAGH Juni 2001-Juni2002, Gliederungspunkt XII). 

Der entsprechende Deputationsausschuß zur Erarbeitung eines Landesgleichstellungsgesetzes tagt monatlich unter Beteiligung von Vertretern der Behindertenverbände. Diese sind: Dieter Stegmann (LAGH) und Dr. Joachim Steinbrück (Blinden- und Sehbehindertenverein). Deren Vertreter sind: Matthias Weinert (LAGH) und Uwe Boysen (Blinden- und Sehbehindertenverein). Für Bremerhaven nimmt an den Ausschußsitzungen die Verwaltungsangestellte Nicole Hißner teil. Einen Beobachterstatus im Ausschuß hat der Sozialverband Ortsverband Bremen. Er entsandte seinen ersten Vorsitzenden Detlef Jüttner.

Den Vertretern der Verbände zur Seite gestellt ist ein Beirat, der monatlich im Vorfeld der Deputationsausschußsitzungen tagt und die Behindertenvertreter berät und beauftragt. Die Sekretariatsaufgaben für diesen Beirat hat die LAGH übernommen.

Im Berichtszeitraum waren u.a. folgende Inhalte zentraler Gegenstand der Beratungen im Beirat:

· Berichte über die jeweiligen Deputationsausschußsitzungen

· Diskussion Artikel 1/ Verwaltungsentwurf und Entwurf von Horst Frehe

· Vorbereitung der bildungspolitischen Diskussion am 19.11.2002 im Gehörlosenfreizeitheim

· Diskussion über den Vorschlag aus NRW zum Thema Landesbehindertenbeirat/ Landesbehindertenbeauftragter

· Diskussion zum Entwurf des Artikel 1 des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes

· Meinungsbildung zu Änderungsvorschlägen beim Bremer ÖPNV-Gesetz und Bremischen Landesstraßengesetz

· Diskussion der von Joachim Steinbrück erarbeiteten Gesetzgebungsvorschläge im Be​reich des Hort-, Kindergarten- und Schulrechts

· Diskussion zum Thema "Landesbehindertenbeauftragter bzw. Senatskoordinator für die Gleichstellung behinderter Menschen" und zum Thema "Landesbehindertenbeirat"

· Diskussion der vorliegenden Entwürfe des Beirates zur Änderung des Bildungsurlaubsgesetzes, des Weiterbildungsgesetzes und des Ortsgesetzes über die VHS Bremen.

Trotz intensiver Arbeit wird es in dieser Legislaturperiode jedoch nicht zu einer Verabschiedung des Gesetzes kommen. Anfang November 2002 kam man auf der Sitzung des Deputationsausschusses zur Vorbereitung des Gleichstellungsgesetzes überein, daß das Landesgleichstellungsgesetz als Gesamtpaket (Artikel 1 und die Artikel zur Änderung anderer Gesetze) erst in der kommenden Legislaturperiode verabschiedet werden soll. Als Zeitziel wurde der Herbst 2003 avisiert. Die Arbeit im Deputationsausschuß, den einzelnen Ressorts und im Beirat wurde kontinuierlich fortgesetzt.

XIII.
Antrag dert Lagh im Rahmen des EJMB

Für den Oktober 2003 plante die LAGH in Zusammenarbeit mit dem Verein SelbstBestimmt Leben die Durchführung einer Veranstaltung zu Teilaspekten von Landesgleichstellungsgesetzen unter besonderer Berücksichtigung der Situation in Bremen. Aus der Projektskizze:


"Inhaltliche Beschreibung

Für den Herbst des Jahres 2003 beabsichtigen LAGH und SL eine eintägige Fachtagung durchzuführen unter der Überschrift "Gesetze zur Gleichstellung behinderter Menschen - Worauf Bremen bei der Erarbeitung eines Landesgleichstellungsgesetzes achten muß". Dabei soll der thematische Fokus auf folgende (Regelungs)Bereiche gerichtet werden:

· Frauen und Behinderung

· Bildung

· Rechte von Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen

· Verkehr

· Umsetzung von Landesgleichstellungsgesetzen (bspw. unter besonderer Berücksichtigung der Themen "Landesbehindertenbeauftragter" und "Zielvereinbarungen")

Zum Hintergrund des Projektes: Anfang November 2002 kamen Politik, Verwaltung und Behindertenverbände auf der Sitzung des Deputationsausschusses zur Vorbereitung des Gleichstellungsgesetzes für das Land Bremen (gegründet im Mai 2002) überein, daß das Landesgleichstellungsgesetz als Gesamtpaket (Artikel 1 und die Artikel zur Änderung anderer Gesetze) erst in der kommenden Legislaturperiode verabschiedet werden soll. Somit bleibt genügend Zeit, um einerseits bereits vorhandene Landesgleichstellungsgesetze in Deutschland hinsichtlich ihrer Wirksamkeit im Rechtsalltag kritisch zu beleuchten. Andererseits kann den Menschen im Lande Bremen ebenso wie den hiesigen politischen Vertretern das Thema in seiner gesamten Dimension unter Hinzuziehung von Experten aus entsprechenden Bundesländern fundierter näher gebracht werden. Dabei gilt es herauszustreichen, daß sich nur mit Landesgleichstellungsgesetzen Benachteiligungen und Diskriminierungen behinderter Menschen wirksam und dauerhaft vermeiden lassen.

Die Wahl des thematischen Fokus liegt begründet in dem Umstand, daß die Vielzahl von Regelungsbereichen in ihrer Gesamtheit nicht im Rahmen einer Tagung sinnvoll behandelt bzw. vermittelt werden können. So entschieden sich die Veranstalter bei den planerischen Vorüberlegungen für o. g. Themenschwerpunkte. Sie wurden u. E. zudem noch nicht in Bremen in dem angedachten Maße behandelt. Auch von den Vereinen LAGH und SL bereits durchgeführte Veranstaltungen in der jüngeren Vergangenheit zu Gleichstellungsgesetzen ließen gerade diese inhaltliche Auswahl bisher unberücksichtigt.

Übergeordnetes Ziel der Veranstaltung soll sein, auf der Basis von Informationen, Fachwissen und Erfahrungen wesentliche Erkenntnisse zu sammeln, die für die Erarbeitung eines Bremischen Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen relevant sind. Dabei sollen diese Erkenntnisse nicht nur verantwortlichen politischen Vertreten vermittelt, sondern ebenso einer breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, um letztlich auch gesellschaftlichen Rückhalt beim Kampf um ein fortschrittliches Gleichstellungsgesetz in Bremen und Bremerhaven zu erhalten.

Die Veranstaltung soll an einem zentralen Ort in Bremen stattfinden, idealerweise im Haus der Bremischen Bürgerschaft. Letzteres ist barrierefrei zugänglich. Während einer zentralen Auftaktveranstaltung werden die inhaltlichen und methodischen Aspekte der Veranstaltung an die Teilnehmer vermittelt, deren Zahl auf ca. 60 - 100 veranschlagt wird. Später ist beabsichtigt, sich in frei zu wählenden Arbeitsgruppen zu organisieren, die die o. g. Themen jeweils vertiefend behandeln. Jede Arbeitsgruppe wird von einem Experten /einer Expertin fachlich geleitet und durch eine/n nach Möglichkeit “ortskundige/n” Moderatorin aus Bremen in der Gesprächsführung unterstützt. Am Ende der Veranstaltung ist die Zusammenführung der Ergebnisse im Rahmen einer Plenumssitzung intendiert. So soll gewährleistet werden, daß überblicksartig die Ergebnisse aus den einzelnen Arbeitsgruppen allen Tagungsteilnehmern zur Verfügung gestellt werden können.


Geplanter Ablauf:

9.00 -10.00 Uhr
Eintreffen der ReferentInnen und Teilnehmenden

10.00 Uhr
Begrüßung und Grußworte durch Moderator/in der Gesamtveranstaltung 
(evtl. Redakteur von Radio Bremen)

10.30 Uhr
Eingangsreferat mögliche Arbeitstitel: 

-Die rechtlichen und politischen Auswirkungen des BGG auf die Ländergesetzgebung 

-Referent: Dr. Andreas Jürgens (angefragt)

11.45 Uhr
Vorstellung und Einteilung der Arbeitsgruppen

12.00 - 15.45 Uhr
Arbeitsgruppen incl. Mittagspause

-Frauen und Behinderung: Dr. Theresia Degener (angefragt)

-Bildung: N.N.

-Rechte von Menschen mit psych. Beeinträchtigungen: Dr. Andreas Jürgens (angefragt)
-Verkehr: Matthias Rösch (angefragt)

-Umsetzung von Landesgleichstellungsgesetzen: Martin Marquard (angefragt)

16.00 - 17.30
Vorstellung und Diskussion der Ergebnisse der Arbeitsgruppen im Plenum

ca. 18.00 Uhr
Veranstaltungsende."

Ein entsprechender Förderantrag für eine Finanzhilfe im Rahmen des Europäischen Jahres der Menschen mit Behinderung 2003 (EJMB) wurde bei der zuständigen Nationalen Koordinierungsstelle in Bonn gestellt. Da die Koordinierungsstelle Förderungen lediglich in Höhe von 50 Prozent der veranschlagten Kosten übernimmt, wurde ein Antrag auf Fehlbedarfsfinanzierung beim Senator für Soziales gestellt. Mit Schreiben vom 10.04.2003 durch die Verwaltung wurde der Antrag mit folgender Begründung abgelehnt: "Der Entwurf des Bremischen Gleichstellungsgesetzes ist aktuell in der Endbearbeitung". Wiewohl wir diese Sichtweise nicht teilen, werden LAGH und SL nun den Antrag in Bonn zurückziehen müssen, da nicht genügend Eigenmittel für die Durchführung der geplanten Tagesveranstaltung vorhanden sind.

XIV
11. Bremer Protesttag

Anläßlich des "Europäischen Protesttages zur Gleichstellung behinderter Menschen" veranstaltete der Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen am 6. Mai 2003 den 11. Bremer Protesttag.

Der Protesttag am 6. Mai 2003 im Überblick:

9.00 bis 12.00 Uhr
Bremer Protesttagswahl 2003: Friedensgemeinde, Humboldtstraße 175

ab 12.00 Uhr
Protestdemonstration von der Friedensgemeinde zum Marktplatz

ab 13.00 Uhr
Kundgebung auf dem Marktplatz, Ehrengast: Das Blaue Kamel

ab 14.00 Uhr
Behindertenparlament im Plenarsaal der Bremischen Bürgerschaft (unter der Schirmherrschaft von Frau Senatorin Karin Röpke)

Am Vormittag des 11. Bremer Protesttages fand unter dem Motto “Teilhabe – Gleichstellung – Selbstbestimmung – Wir wählen was uns wichtig ist!” die Bremer Protesttagswahl statt. Dort konnten behinderte Menschen aus Bremen und Bremerhaven aus zehn behindertenpolitischen Forderungen die fünf auswählen, die ihnen am wichtigsten sind. Neun Forderungen hatte der Arbeitskreis erarbeitet, eine zehnte konnte jeder Wahlberechtigte bei Bedarf individuell ergänzen. Eine Abgabe der Stimme per Briefwahl war auch möglich – hierzu hatte die LAGH etwa 300 Bremer Bürgern die Wahlunterlagen vorab zugesandt. Damit auch Bremerhaven angemessen berücksichtigt werden konnte, hatten die Elbe-Weser-Werkstätten sich bereit erklärt, die Protesttagswahl dort organisatorisch zu unterstützen. Ziel der Wahl: Die Ergebnisse sollten u.a. Rückschlüsse darauf geben können, was behinderten Menschen in Bremen wichtig ist – und was vielleicht weniger wichtig. Dabei war sich der Arbeitskreis durchaus darüber im klaren, daß die Wahlergebnisse nicht als repräsentativ anzusehen sind, sondern lediglich einen Eindruck von den Interessen behinderter Menschen im Lande Bremen vermitteln können.

Nach der Vorstellung der Wahlforderungen im Gemeindesaal der Friedensgemeinde am Vormittag des 6. Mai und der erfolgreichen Durchführung der Wahl, sammelten sich um 12 Uhr vor der Kirche in der Humboldtstraße mehrere hundert behinderte und nichtbehinderte Demonstranten für den Protestmarsch durch die Bremer Innenstadt Richtung Marktplatz. Auf Höhe der Kunsthalle stieß später das Blaue Kamel zum Demozug, der zudem von 24 rollbaren mannshohen Tortenstücken begleitet wurde. Auf den "Schnittflächen" prangten behindertenpolitische Forderungen verschiedener Gruppierungen, die so in die Öffentlichkeit getragen wurden. Bei Ankunft auf dem Marktplatz fügten sich die einzelnen "Tortenstücke" zu einer großen Integrationstorte zusammen. Vertreter der Blauen Karawane hatten diese Aktion geplant und reichten zudem an umstehende Passanten kostenlos Kuchen, um symbolisch die Nichtbehinderten in die Welt der Behinderten zu integrieren. Währenddessen wurden im Rahmen der traditionellen Kundgebung zahlreichen Redebeiträge geleistet.

Mit leichter Verspätung begann im Anschluß zur Kundgebung das Behindertenparlament, dessen Präsident in diesem Jahr der Bremer Behindertenrechtler Horst Frehe war. Frehe brachte die Behindertenparlamentarier in seiner Eröffnungsrede mit einem Traum von Bremen im Jahre 2010 zum Schmunzeln. Hierin war die Vision von der barrierefreien Stadt verwirklicht - aber eben nur ein Traum. Denn die anschließenden Debatten mit den politischen Vertretern von SPD, CDU und den Grünen holten alle Anwesenden in die Realität des Jahres 2003 zurück.

Und dort gibt es für die Bewegung noch viel zu tun. So lagen verschiedene Beschlußvorschläge von Fraktionen behinderter Menschen vor. Der Themenkatalog umfaßte folgende Bereiche: "Verläßliche, ungekürzte Förderung der Behindertenselbsthilfe", "Forderung nach einem starken Behindertenbeauftragten", "Weiterführung integrativer Beschulung in Bremen" und diverse Forderungen der psychatrieerfahrenen Menschen von der Zeitungsinitiative Irrtu(r)m.

Im Rahmen der Sitzung des Behindertenparlaments wurden natürlich auch die Wahlergebnisse vom Vormittag vorgestellt. Die Ergebnisse im Überblick:

Platz
Stimmen
Prozent
Forderung

1
144
71%
Für ein starkes Gleichstellungsgesetz!

2
127
63%
Für Busse und Bahnen, in die jeder reinkommt!

3
109
54%
Für einen starken Behindertenbeauftragten!

4
106
52%
Für mehr Wohnungen für Rollstuhlfahrer!

5
102
50%
Für mehr und bessere Assistenz!

6
97
48%
Für mehr unbehinderte Verständigung!

7
91
45%
Für eine starke Behindertenselbsthilfe!

8
78
38%
Für das Recht auf unbehinderte Sexualität!

9
67
33%
Für mehr Wahlfreiheit in der Behindertenhilfe!
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diverse Forderungen (z.B.: Familienhilfen für behinderte Eltern, mehr Verständnis für Sprachbehinderte, mehr Geld für Werkstattbeschäftigte, Abschaffung psychatrischer Gewalt, Respekt vor geistig behinderten Menschen)
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